
Auszug: 
GRW-Koordinierungsrahmen ab 01.01.2024 
(Bekanntmachung vom 14.03.2024) 

2.7 Ausschluss von der Förderung  

2.7.1 Ausschluss von der Förderung 

Von der Förderung sind grundsätzlich Unternehmen in Schwierigkeiten ausgeschlossen. 

Von der Förderung sind insbesondere folgende Unternehmen ausgeschlossen, deren 
Haupttätigkeit in folgende Abschnitte und Abteilungen fällt: 

a) A – Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
b) B – Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 
c) C 24 – Metallerzeugung und Bearbeitung, soweit „Stahlindustrie“ gemäß Artikel 13 

Buchstabe a i.V.m. Artikel 2 Nummer 43 AGVO  
d) D – Energieversorgung 
e) E – Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung (außer 38.3 und 39) 
f) F 41 – Hochbau  
g) F 42 – Tiefbau  
h) F 43 – Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und sonstiges Ausbaugewerbe 
i) G 45 – Handel mit Kraftfahrzeugen, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen 
j) G 46.1 – Handelsvermittlung  
k) G 47 – Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) (außer 47.91) 
l) H – Verkehr und Lagerei (außer 52.29.9) 
m) K – Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 
n) L – Grundstücks- und Wohnungswesen 
o) N – Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 
p) O – Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 
q) P – Erziehung und Unterricht 
r) Q – Gesundheits- und Sozialwesen 
s) R – Kunst, Unterhaltung und Erholung (außer 93.2) 
t) S – Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 
u) T – Private Haushalte mit Hauspersonal; Herstellung von Waren und Erbringung von 

Dienstleistungen durch private Haushalte für den Eigenbedarf ohne ausgeprägten 
Schwerpunkt 

v) U – Exterritoriale Organisationen und Körperschaften 

2.7.2 Einschränkungen der Förderung 

(1) Die Förderung aufgrund beihilferechtlicher Regelungen ist eingeschränkt für den Bereich 
„Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und von Erzeugnissen der 
Fischerei und Aquakultur“. 

(2) Die Förderung von Investitionsvorhaben im Schiffbausektor ist grundsätzlich möglich. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass Investitionsvorhaben in Werften für Neubau, Umbau und Reparatur der 
in Nummer 12 Buchstabe d der früheren Rahmenbestimmungen über Beihilfen für den Schiffbau 
aufgeführten Arten von Handelsschiffen mit Eigenantrieb einzeln bei der EU-Kommission auf 
Grundlage der Regionalbeihilfeleitlinien angemeldet werden müssen. 

 


